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Entschließungsantrag 

der Fraktion der SPD 


zur dritten Beratung des vom Bundesrat eingebrachten 

Entwurfs eines Gesetzes zur Änderung des Gesetzes über den Abbau der 
Fehlsubventionierung im Wohnungswesen und weiterer wohnungsrechtlicher 
Bestimmungen (AFWoÄndG) 

— Drucksachen 10/3203, 10/3476 — 


Der Bundestag wolle beschließen: 

Die Bundesregierung wird beauftragt, einen Gesetzentwurf zur 

Abänderung des Gesetzes über den Abbau von Fehlsubventionie- 
rung im Wohnungswesen (AFWoG) vom 22. Dezember 1981 

(BGBL I S. 1523) vorzulegen, der von folgenden Grundsätzen 

ausgeht: 

1. Die Länder bleiben ermächtigt, eine Fehlförderungsabgabe zu 
erheben. 

2. Die Länder bestimmen in eigener Zuständigkeit, in welchen 
Städten, Gemeinden, Kreisen die Fehlbelegungsabgabe er- 
hoben wird. 

3. Die Länder bestimmen auf der Grundlage des § 25 II. Woh- 
nungsbaugesetz den Kreis der Abgabepflichtigen und die Staf- 
felung der Abgabe entsprechend der Überschreitung der Ein- 
kommensgrenze, wobei von einer Abgabe von 0,50 DM bis 2,50 
DM pro qm/monatlich auszugehen ist. 

4. Die aus der Fehlbelegungsabgabe aufkommenden Mittel wer- 
den zweckgebunden für den Neubau und Bestand (Moderni- 
sierung/Energieeinsparung) des sozialen Wohnungsbaus 
gemäß § 10 AFWoG eingesetzt. 

/ 

Bonn, den 19. Juni 1985 

Dr. Vogel und Fraktion 


Begründung umseitig 
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Begründung 

Die im Jahr 1981 mit dem 2. Haushaltsstrukturgesetz eingeführte 
Fehlbelegungsabgabe hat sich im Grunde in den Ländern Berlin, 
Bremen, NRW und Bayern bewährt. Über der Einkommensgrenze 
für den sozialen Wohnungsbau liegende Sozialmieter leisten mit 
der Fehlbelegungsabgabe einen Ausgleich für den ihnen erwach- 
senen Mietvorteil. Die Einnahmen aus dieser Abgabe fließen der 
Förderung des sozialen Wohnungsbaus für einkommensschwache 
Schichten zu. 

Der Verwaltungsaufwand ist auch im Verhältnis zu anderen staat- 
lichen Leistungsgesetzen (Wohngeld, Kindergeld) relativ niedrig 
und schwankt zwischen 4 bis 10% des Aufkommens. Die im 
Gesetz den Ländern auferlegte Einwohnergrenze von 300000 
Einwohnern hat allerdings zu ungleichen Inanspruchnahmen der 
Mieter geführt. Bei gleichen oder noch höheren Mietvorteilen 
zahlen Mieter in kleineren Städten keine Abgabe. Wohnungs- 
nachfrage und Mieten haben sich in den Ländern unterschiedlich 
entwickelt. Es sollte deshalb den Ländern überlassen werden, ob 
und wie sie die Fehlbelegungsabgabe sozial verträglich einsetzen 
wollen. 
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